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Wert 30.06. 27.06.
MDax 9 035,09 -37,52
TecDax 770,58 -1,28
Nikkei-225 13 481,38 -62,98
Hang Seng Index 22 102,01 +59,66
Nasdaq Composite 2 292,98 -22,65
Standard & Poor’s 1 280,00 +1,62
CAC 40 4 434,85 +37,53
FTSE-100 5 625,90 +96,00
Euro Stoxx 50 3 352,81 +12,54
1 Euro (in Schweizer Franken) 1,6056 +0,0003
1 Euro (in Pfund) 0,7923 -0,0001
1 Euro (in Yen) 166,44 -0,64
Rex 113,928 -0,396
US-Zinsen 10 J. (27.06.) 3,99 % -0,08

Quelle: Bloomberg
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Dax Dow Jones

Euro Zinsen

Öl (Brent) Gold

Börsentendenz am 30. Juni:
Aktien seitwärts, Renten leichter
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Ex-Airbus-Chef in
Polizeigewahrsam
PARIS. Der deutsche Ex-Airbus-
Chef Gustav Humbert ist wegen
Verdachts auf Insiderhandel in
Polizeigewahrsam genommen wor-
den, wie aus Justizkreisen verlau-
tete. Die Festnahme erfolgte im
Zusammenhang mit Ermittlungen
der Pariser Finanzpolizei gegen
zahlreiche aktuelle und frühere
Topmanager des Europäischen
Luftfahrt- und Rüstungskonzerns
EADS. Die Manager sollen Ende
2005 und Anfang 2006 massiv
Aktien verkauft haben, bevor die
Öffentlichkeit über die dramati-
schen Lieferverzögerungen beim
Superjumbo A380 informiert
wurde und der Kurs abstürzte. (AP) 

Verhandlung zwischen Irak
und Ölmultis gescheitert 
BAGDAD. Die Wiederaufnahme der
Ölförderung durch ausländische
Firmen im Irak ist vorerst geschei-
tert. Die irakische Regierung und
die fünf internationalen Ölmultis
Shell, BP, ExxonMobil, Chevron
und Total hätten sich nicht einigen
können, teilte Ölminister Hussein
el Schahristani mit. Die Konzerne
hätten auf Öllieferungen als Bezah-
lung bestanden. „Aber wir teilen
unser Öl nicht.“ Der Irak habe „die
Hilfe von Experten und technische
Unterstützung“ gewollt, sagte
Schahristani. (AFP)

A N A L Y S E

Ölpreis führt zu
Rekord-Inflation
im Euro-Raum

VON MAT THIAS LOKE

Schock für die Konsumenten in
Europa: Die Verbraucherpreise

sind im Euro-Raum im Juni um 4,0
Prozent im Vergleich zum Vorjah-
resmonat gestiegen – das ist der
höchste Wert seit Einführung der
Statistik im Jahr 1997. Damit wurde
der erst im Mai erreichte Rekord
von 3,7 Prozent noch einmal über-
boten. 

Als Gründe nannte das Statistik-
amt Eurostat die gestiegenen Öl-
und Nahrungsmittelpreise. Ein Fass
Rohöl der Nordseesorte Brent kos-
tete gestern zum Monatsende zeit-
weise mehr als 143 Dollar, fast dop-
pelt soviel wie vor einem Jahr. Das
Ölkartell Opec erwartet im Sommer
Preise zwischen 150 und 170 Dollar.
Ökonomen rechnen deshalb mit ei-
nem weiteren Anstieg der Teue-
rungsrate auf 4,2 oder 4,3 Prozent in
den kommenden Monaten. 

Deutschland kommt mit einer
Teuerungsrate von 3,3 Prozent un-
ter den 15 Euro-Ländern noch ver-
gleichsweise günstig davon, auch
wenn dies die höchste Preissteige-
rung seit Dezember 1993 bedeutet.
In Belgien lag die Inflationsrate mit
5,8 Prozent auf dem höchsten Stand
seit fast 24 Jahren. Spanien ver-
zeichnete mit 5,1 Prozent die bis-
lang höchste Preissteigerungen. 

Wegen der anhaltend hohen In-
flationsraten wird erwartet, dass die
Europäische Zentralbank auf ihrer
Sitzung am Donnerstag den Leit-
zins – derzeit bei 4,0 – auf 4,25 Pro-
zent erhöhen wird. Die EZB sieht
Preisstabilität nur bei Raten von
knapp zwei Prozent gewährleistet –
die Inflationsrate in der Eurozone
ist aber derzeit doppelt so hoch. Bei
höheren Zinsen wird es für Banken
teurer, sich bei der Notenbank mit
frischem Geld einzudecken. In der
Folge steigen die Kreditkosten für
Unternehmen und Verbraucher,
was Investitionen und Konsum und
damit den Preisauftrieb dämpft.

Notwendigkeit und Wirkung ei-
ner Zinserhöhung sind umstritten.

Der Direktor des gewerkschaftsna-
hen Instituts für Makroökonomie
und Konjunkturforschung, Gustav
Horn, sagte der Berliner Zeitung, er
rate von einer Zinserhöhung ab. Die
Preissteigerungen seien auf Roh-
stoffprodukte und Nahrungsmittel
begrenzt und würden nicht im
Euro-Raum erzeugt: „Diese Preis-
entwicklung bekommt man nicht
mit einer Zinserhöhung unter Kon-
trolle“, sagte er. „Dagegen wäre eine
Zinserhöhung eine schwere Bürde
für die europäische Wirtschaft, weil
sie die ohnehin schwächer werden-
de Konjunktur dämpft.“

Der Wirtschaftsweise Wolfgang
Franz plädierte dagegen dafür, die
„Zinsen in absehbarer Zeit anzuhe-
ben“. Den allein aus der Erhöhung
der Rohstoff- und Nahrungsmittel-
preisen resultierenden Effekt sollte
die EZB nicht mit einer Zinserhö-
hung bekämpfen – „wohl aber die
immer sichtbarer werdenden
Zweitrundeneffekte“. Damit ist ein
starker Anstieg der Löhne in Reak-
tion auf den Verbraucherpreisan-
stieg, also die sogenannte Lohn-
Preis-Spirale, gemeint. Franz, der
auch Präsident des Zentrums für
Europäische Wirtschaftsforschung
ist, sagte, die Risiken für die Kon-
junktur „liegen eher bei dem star-
ken Euro und einer abflauenden
Weltkonjunktur“ statt der erwarte-
ten Zinserhöhung. „Einen leicht
dämpfenden Effekt einer Zinserhö-
hung auf unser Wachstum würde
ich in Kauf nehmen“, betonte er:
„Denn mit Inflation sichert man
kein Wachstum, sondern mit Preis-
niveaustabilität“.

Frau Pfeiffer, wissen Sie, von wem
dieses Zitat stammt: „Durch den
neuen Spitzenverband Bund droht
dem demokratischen und selbst-
verwalteten Gesundheitswesen
Verstaatlichung,Vereinheitlichung
und Zentralisierung.“

Ich vermute ganz stark, es
stammt von mir. 

Richtig. Wie passt es denn zusam-
men, dass Sie einen einheitlichen
Spitzenverband erst bekämpft ha-
ben und ihn jetzt führen?

Wenn im Bundestag die politi-
sche Entscheidung gefallen ist,
dass es einen neuen Spitzenver-
band geben soll, stellt sich die Fra-
ge, was man daraus macht. Mein
Anliegen ist es einen Beitrag dazu
zu leisten, dass der neue Verband
eben nicht von der Politik gesteu-
ert wird, dass er eben nicht zu ei-
ner Vereinheitlichung führt. Der
neue GKV-Spitzenverband wird
die Interessen aller Krankenkas-
sen und der Versicherten vertre-
ten. Das werden wir selbstbewusst
tun und alles daran setzen, dass
die verschiedenen Kassen im
Wettbewerb um die bessere Ver-
sorgung ihr individuelles Profil
entwickeln können.

Wozu braucht es einen neuen Ver-
band, wenn es schon sieben gibt.

Um es klar zu stellen: Wir sind
kein Verband der Verbände. Wir
befassen uns mit allem, was die
217 Krankenkassen gleicherma-
ßen betrifft. Dazu gehört zum Bei-
spiel das neue Honorarsystem für
Ärzte, das Vergütungssystem für
die Krankenhäuser oder die Betei-
ligung an der Schätzung für den
einheitlichen Beitragssatz. Diese
gesetzlichen Aufgaben haben wir
von den anderen Verbänden über-
nommen. 

Wird der Spitzenverband mit einer
Stimme sprechen? Mit den Verbän-
den der AOK und der Betriebskran-
kenkassen gibt es weitere, die Ge-
wicht haben in der politischen Dis-
kussion.

Wir werden uns bemühen eine
gemeinsame Stimme zu finden
und in der Richtung sind wir uns
auch einig. Aber es liegt natürlich
in der Natur der Sache, dass man
nicht in jedem Einzelfall alle Kas-
sen unter einen Hut bekommt. Bei
Themen, die sehr konträr sind,
wird sich der GKV-Spitzenverband
neutral verhalten. Wir haben aber
sicherlich eine Verpflichtung, ge-
rade auch für die kleinen Kassen
zu sprechen, weil sich die großen
im Zweifelsfall selber zu Wort mel-

den können.

Was haben die Versicherten davon,
dass es den Spitzenverband gibt?

Unser zentrales Anliegen ist es,
dafür zu sorgen, dass die Men-
schen überall in Deutschland heu-
te wie morgen gut versorgt werden
können. Wir hoffen, schon in Kür-
ze als Vertreter der Interessen von
70 Millionen Versicherten wahrge-
nommen zu werden.

Und was hat Bundesgesundheits-
ministerin Ulla Schmidt davon?

Das wird sich zeigen. Ihre In-
tention war ja, die Interessen-
wahrnehmung der Kassen zu bün-
deln, damit die Politik nur einen
Ansprechpartner hat. Aber es gab
bestimmt auch die Erwartung,
künftig mehr Einfluss nehmen zu
können. Aber das sehe ich gewiss
nicht kommen.

Sie sind in der Vergangenheit nicht
als Anhängerin des Gesundheits-
fonds aufgefallen, an dessen Ausge-
staltung Sie nun beteiligt sind.
Bleiben sie eine Kritikerin?

Ich halte den Gesundheits-
fonds nach wie vor für falsch. Ich
sehe nur keine politischen Mehr-
heiten, um etwas zu ändern. Des-
wegen ist es nun wichtig, alles da-
für zu tun, dass die Kassen mit
dem Fonds leben können. Dazu
gehört vor allem, dass der Ge-
sundheitsfonds für das Jahr 2009
auch wie versprochen alle Kosten
abdeckt. Denn wenn er zu knapp
bemessen wird, dann müssen die
Kassen einen Zusatzbeitrag erhe-
ben. Da jede Kasse das aber ver-
hindern will, wird es dann einen
enormen Spardruck geben. 

Wie hoch wird denn der einheitli-
che Beitragssatz sein, der erstmals
im Herbst von der Bundesregie-
rung festgelegt wird?

Ich sagte ja bereits, dass wir an
der Schätzung des Satzes mit be-
teiligt sind. Daher möchte ich hier
nicht spekulieren. Ich befürchte
jedoch, dass der Satz deutlich über
dem heutigen Niveau liegt, wenn
das wahr wird, was derzeit zum
Beispiel von der Ministerin den
Ärzten und Kliniken versprochen
wird. Mich wundern diese Ankün-
digungen. Es geht schließlich um
das Geld der Versicherten, die
dann höhere Beiträge zahlen müs-
sen. Zusätzliche Finanzmittel ma-
chen doch nur Sinn, wenn so tat-
sächlich die Versorgung der Pa-
tienten verbessert wird. Aber der-
zeit wird vielfach über Probleme
geredet, die es nach unseren Zah-
len gar nicht gibt. 

Nennen Sie Beispiele! 

Nehmen wir die Krankenhäu-
ser. Den immer wieder beklagten
Investitionsstau gibt es tatsäch-
lich, aber da sind die Länder in der
Pflicht. Diese haben ihre Mittel
immer weiter zurückgefahren. Die
Krankenkassen sind nicht dazu
da, das auszugleichen. Und die
Behauptung, immer weniger Pfle-
gekräfte müssten sich um immer
mehr Patienten kümmern, stimmt
auch nicht. Das geben unsere Zah-
len nicht her. Häufig mangelt es
hier an der Organisation, was
letztlich Pflegekräfte und Patien-
ten ausbaden müssen.

Wie sieht es mit den Forderungen
der Ärzte aus? 

Die niedergelassenen Ärzte in
Deutschland erhalten allein aus
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung im Westen im Schnitt
84 464 Euro und im Osten 86 091
Euro – nach Abzug von Kosten und
vor Steuern. Hinzu kommen noch
die Einnahmen von den Privatver-
sicherten, dann kommen sie im
Durchschnitt auf über 120 000.
Das ist kein schlechtes Einkom-
men. Dabei muss noch berück-
sichtigt werden, dass seit Beginn
der 90er Jahre die Zahl der Ärzte

um 30 Prozent gestiegen ist. Übri-
gens: Damals haben wir nicht von
Ärztemangel gesprochen, sondern
von Ärzteschwemme! Also, ich
sehe im Moment nicht, dass hier
mehr Geld hineinfließen muss. 

Aber Tatsache ist doch, dass das
Geld sehr ungleich zwischen den
einzelnen Ärztegruppen verteilt ist.

Richtig. Daher werden wir bei
den anstehenden Verhandlungen
darauf drängen, dass die Gelder so
verteilt werden, dass die Versor-
gung der Patienten verbessert
wird. Aber ich will den Verhand-
lungen nicht vorgreifen. Klar ist,
dass man das Verteilungsproblem
zwischen den Ärzten nicht da-
durch lösen kann, dass man ein-
fach von den Beitragszahlern
mehr Geld einfordert und nach
den selben Mechanismen unter
den Ärzten verteilt. 

Wenn wir von Umverteilung spre-
chen, müssen wir auch vom Ärzte-
mangel im Osten sprechen. Welche
Lösung haben Sie dafür?

Die Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit haben gezeigt, dass fi-
nanzielle Anreize wie Umsatzga-
rantien nicht wirken, um Medizi-
ner in unterversorgte Regionen zu
locken. Wenn ein Arzt zum Bei-
spiel keine passende Schule für
seine Kinder findet, dann werden
wir ihn auch mit mehr Geld nicht
überzeugen. Das Problem haben
wir in ländlichen Regionen im
Westen auch.

Sie sind ratlos, wie das Problem zu
lösen ist?

Ratlos nicht, aber es sind Din-
ge, die nicht allein in unserer
Macht stehen.

Müssen wir befürchten, dass es
beim Start des Gesundheitsfonds
zum 1. Januar 2009 ein ähnliches
Chaos gibt wie bei der Einführung
der Praxisgebühr Anfang 2004?

Für die Kassen ist die Zeit für
die Vorbereitung äußerst knapp,
aber das ist gerade noch be-
herrschbar. Auch die technische
Umsetzung des Fonds durch das
Bundesversicherungsamt dürfte
keine Probleme machen. Aber ich
gehe schon davon aus, dass der
Gesundheitsfonds, wenn er dann
da ist, bei den Versicherten und
den Arbeitgebern große Irritatio-
nen auslösen wird. Denn kaum je-
mand hat doch bisher wirklich
realisiert, was da auf uns zu
kommt.

Das Gespräch führten Daniel Bau-
mann und Timot Szent-Ivanyi.

„Es wird einen enormen Spardruck geben“
Die Chefin des neuen Kassen-Spitzenverbandes über ihre Arbeit, Arzthonorare und Beitragssätze 

N A C H R I C H T E N
❖

Doris Pfeiffer wurde 2007 zur Vor-
standsvorsitzenden des neuen
GKV-Spitzenverbandes gewählt. Zu-
vor leitete die 48-jährige Ökonomin
den Verband der Angestellten-Kran-
kenkassen.

Der Spitzenverband nimmt heute
seine Arbeit auf. Von den bisheri-
gen Verbänden von AOK, BKK, IKK
und Ersatzkassen übernimmt er auf
Bundesebene alle gesetzlichen Auf-
gaben, zum Beispiel die Verhand-
lungen mit Ärzten und Kliniken.

Zur Person 

Die hohen Kosten für Kraftstoffe und Energie
verteuern auch den Transport von Gütern zu
Lande und zu Wasser. Die Preise von Verkehrs-
und Logistikanbietern für den Frachtumschlag
erhöhten sich in den ersten drei Monaten die-
ses Jahres um 4,6 Prozent, teilte das Statistische

Bundesamt mit. Der Gütertransport auf der
Straße wurde um 3,0 Prozent teurer, auf der
Schiene zogen die Preise um 4,5 Prozent an. Bei
der See- und Küstenschifffahrt gab es sogar ein
Plus von 8,7 Prozent. Die Preise für Rohöl und
Treibstoffe wie Benzin und Diesel sind seit Mo-

naten auf Rekordjagd. „Gerade bei Spediteuren
macht Diesel einen hohen Anteil der Kosten
aus“, sagte der Referatsleiter für Preisstatik, Pe-
ter Roemer. Inwieweit die gestiegenen Kosten
weitergegeben werden könnten, hänge von
den jeweiligen Verträgen der Spediteure ab.

A P / F O C K E  S T R A N G M A N N

Transport zu Wasser und zu Land wird teurer

B E R L I N E R  Z E I T U N G / M A R K U S  W Ä C H T E R

Werktagtarife, Stand: 30. Juni 2008. Nur Anbieter mit Tarifan-
sage (ohne Anmeldung). Die angegebenen Tarife für Ortsge-
spräche gelten für Berlin. Achtung: Die Anbieter wechseln ihre
Tarife zum Teil sehr kurzfristig. Dies ist ein Internet-Service
von „berlinonline.de“ und„billiger-telefonieren.de“. Alle Anga-
ben sind ohne Gewähr! 

UHRZEIT PREIS/min VORWAHL ANBIETER

Ortsgespräche
0–7 Uhr 1,49 Cent 01079 Star79
7–8 Uhr 1,70 Cent 010040 010040
8–9 Uhr 1,79 Cent 01079 Star 79
9–18 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
18–19 Uhr 1,70 Cent 010040 010040
19–24 Uhr 1,49 Cent 01079 Star 79

Ferngespräche innerhalb Deutschlands
0–9 Uhr 1,44 Cent 01067 01067
9–12 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
12–15 Uhr 1,44 Cent 01027 01027
15–18 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
18–19 Uhr 1,39 Cent 01067 01067
19–24 Uhr 1,44 Cent 01067 01067

Inlandsgespräche vom Festnetz zum Handy
0–24 Uhr 8,90 Cent 01029 01029

9,30 Cent 010040 010040

Auslandsgespräche ins Festnetz
Polen 1,55 Cent 01054 01054
Spanien 1,49 Cent 01027 01027
Türkei 2,55 Cent 010029 Telemedia
USA 1,09 Cent 010029 Telemedia

T E L E F O N T A R I F E
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Leitzins-Entwicklung in der Euro-Zone
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Ex-Airbus-Chef in
Polizeigewahrsam
PARIS. Der deutsche Ex-Airbus-
Chef Gustav Humbert ist wegen
Verdachts auf Insiderhandel in
Polizeigewahrsam genommen wor-
den, wie aus Justizkreisen verlau-
tete. Die Festnahme erfolgte im
Zusammenhang mit Ermittlungen
der Pariser Finanzpolizei gegen
zahlreiche aktuelle und frühere
Topmanager des Europäischen
Luftfahrt- und Rüstungskonzerns
EADS. Die Manager sollen Ende
2005 und Anfang 2006 massiv
Aktien verkauft haben, bevor die
Öffentlichkeit über die dramati-
schen Lieferverzögerungen beim
Superjumbo A380 informiert
wurde und der Kurs abstürzte. (AP) 

Verhandlung zwischen Irak
und Ölmultis gescheitert 
BAGDAD. Die Wiederaufnahme der
Ölförderung durch ausländische
Firmen im Irak ist vorerst geschei-
tert. Die irakische Regierung und
die fünf internationalen Ölmultis
Shell, BP, ExxonMobil, Chevron
und Total hätten sich nicht einigen
können, teilte Ölminister Hussein
el Schahristani mit. Die Konzerne
hätten auf Öllieferungen als Bezah-
lung bestanden. „Aber wir teilen
unser Öl nicht.“ Der Irak habe „die
Hilfe von Experten und technische
Unterstützung“ gewollt, sagte
Schahristani. (AFP)
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Schock für die Konsumenten in
Europa: Die Verbraucherpreise

sind im Euro-Raum im Juni um 4,0
Prozent im Vergleich zum Vorjah-
resmonat gestiegen – das ist der
höchste Wert seit Einführung der
Statistik im Jahr 1997. Damit wurde
der erst im Mai erreichte Rekord
von 3,7 Prozent noch einmal über-
boten. 

Als Gründe nannte das Statistik-
amt Eurostat die gestiegenen Öl-
und Nahrungsmittelpreise. Ein Fass
Rohöl der Nordseesorte Brent kos-
tete gestern zum Monatsende zeit-
weise mehr als 143 Dollar, fast dop-
pelt soviel wie vor einem Jahr. Das
Ölkartell Opec erwartet im Sommer
Preise zwischen 150 und 170 Dollar.
Ökonomen rechnen deshalb mit ei-
nem weiteren Anstieg der Teue-
rungsrate auf 4,2 oder 4,3 Prozent in
den kommenden Monaten. 

Deutschland kommt mit einer
Teuerungsrate von 3,3 Prozent un-
ter den 15 Euro-Ländern noch ver-
gleichsweise günstig davon, auch
wenn dies die höchste Preissteige-
rung seit Dezember 1993 bedeutet.
In Belgien lag die Inflationsrate mit
5,8 Prozent auf dem höchsten Stand
seit fast 24 Jahren. Spanien ver-
zeichnete mit 5,1 Prozent die bis-
lang höchste Preissteigerungen. 

Wegen der anhaltend hohen In-
flationsraten wird erwartet, dass die
Europäische Zentralbank auf ihrer
Sitzung am Donnerstag den Leit-
zins – derzeit bei 4,0 – auf 4,25 Pro-
zent erhöhen wird. Die EZB sieht
Preisstabilität nur bei Raten von
knapp zwei Prozent gewährleistet –
die Inflationsrate in der Eurozone
ist aber derzeit doppelt so hoch. Bei
höheren Zinsen wird es für Banken
teurer, sich bei der Notenbank mit
frischem Geld einzudecken. In der
Folge steigen die Kreditkosten für
Unternehmen und Verbraucher,
was Investitionen und Konsum und
damit den Preisauftrieb dämpft.

Notwendigkeit und Wirkung ei-
ner Zinserhöhung sind umstritten.

Der Direktor des gewerkschaftsna-
hen Instituts für Makroökonomie
und Konjunkturforschung, Gustav
Horn, sagte der Berliner Zeitung, er
rate von einer Zinserhöhung ab. Die
Preissteigerungen seien auf Roh-
stoffprodukte und Nahrungsmittel
begrenzt und würden nicht im
Euro-Raum erzeugt: „Diese Preis-
entwicklung bekommt man nicht
mit einer Zinserhöhung unter Kon-
trolle“, sagte er. „Dagegen wäre eine
Zinserhöhung eine schwere Bürde
für die europäische Wirtschaft, weil
sie die ohnehin schwächer werden-
de Konjunktur dämpft.“

Der Wirtschaftsweise Wolfgang
Franz plädierte dagegen dafür, die
„Zinsen in absehbarer Zeit anzuhe-
ben“. Den allein aus der Erhöhung
der Rohstoff- und Nahrungsmittel-
preisen resultierenden Effekt sollte
die EZB nicht mit einer Zinserhö-
hung bekämpfen – „wohl aber die
immer sichtbarer werdenden
Zweitrundeneffekte“. Damit ist ein
starker Anstieg der Löhne in Reak-
tion auf den Verbraucherpreisan-
stieg, also die sogenannte Lohn-
Preis-Spirale, gemeint. Franz, der
auch Präsident des Zentrums für
Europäische Wirtschaftsforschung
ist, sagte, die Risiken für die Kon-
junktur „liegen eher bei dem star-
ken Euro und einer abflauenden
Weltkonjunktur“ statt der erwarte-
ten Zinserhöhung. „Einen leicht
dämpfenden Effekt einer Zinserhö-
hung auf unser Wachstum würde
ich in Kauf nehmen“, betonte er:
„Denn mit Inflation sichert man
kein Wachstum, sondern mit Preis-
niveaustabilität“.

Frau Pfeiffer, wissen Sie, von wem
dieses Zitat stammt: „Durch den
neuen Spitzenverband Bund droht
dem demokratischen und selbst-
verwalteten Gesundheitswesen
Verstaatlichung,Vereinheitlichung
und Zentralisierung.“

Ich vermute ganz stark, es
stammt von mir. 

Richtig. Wie passt es denn zusam-
men, dass Sie einen einheitlichen
Spitzenverband erst bekämpft ha-
ben und ihn jetzt führen?

Wenn im Bundestag die politi-
sche Entscheidung gefallen ist,
dass es einen neuen Spitzenver-
band geben soll, stellt sich die Fra-
ge, was man daraus macht. Mein
Anliegen ist es einen Beitrag dazu
zu leisten, dass der neue Verband
eben nicht von der Politik gesteu-
ert wird, dass er eben nicht zu ei-
ner Vereinheitlichung führt. Der
neue GKV-Spitzenverband wird
die Interessen aller Krankenkas-
sen und der Versicherten vertre-
ten. Das werden wir selbstbewusst
tun und alles daran setzen, dass
die verschiedenen Kassen im
Wettbewerb um die bessere Ver-
sorgung ihr individuelles Profil
entwickeln können.

Wozu braucht es einen neuen Ver-
band, wenn es schon sieben gibt.

Um es klar zu stellen: Wir sind
kein Verband der Verbände. Wir
befassen uns mit allem, was die
217 Krankenkassen gleicherma-
ßen betrifft. Dazu gehört zum Bei-
spiel das neue Honorarsystem für
Ärzte, das Vergütungssystem für
die Krankenhäuser oder die Betei-
ligung an der Schätzung für den
einheitlichen Beitragssatz. Diese
gesetzlichen Aufgaben haben wir
von den anderen Verbänden über-
nommen. 

Wird der Spitzenverband mit einer
Stimme sprechen? Mit den Verbän-
den der AOK und der Betriebskran-
kenkassen gibt es weitere, die Ge-
wicht haben in der politischen Dis-
kussion.

Wir werden uns bemühen eine
gemeinsame Stimme zu finden
und in der Richtung sind wir uns
auch einig. Aber es liegt natürlich
in der Natur der Sache, dass man
nicht in jedem Einzelfall alle Kas-
sen unter einen Hut bekommt. Bei
Themen, die sehr konträr sind,
wird sich der GKV-Spitzenverband
neutral verhalten. Wir haben aber
sicherlich eine Verpflichtung, ge-
rade auch für die kleinen Kassen
zu sprechen, weil sich die großen
im Zweifelsfall selber zu Wort mel-

den können.

Was haben die Versicherten davon,
dass es den Spitzenverband gibt?

Unser zentrales Anliegen ist es,
dafür zu sorgen, dass die Men-
schen überall in Deutschland heu-
te wie morgen gut versorgt werden
können. Wir hoffen, schon in Kür-
ze als Vertreter der Interessen von
70 Millionen Versicherten wahrge-
nommen zu werden.

Und was hat Bundesgesundheits-
ministerin Ulla Schmidt davon?

Das wird sich zeigen. Ihre In-
tention war ja, die Interessen-
wahrnehmung der Kassen zu bün-
deln, damit die Politik nur einen
Ansprechpartner hat. Aber es gab
bestimmt auch die Erwartung,
künftig mehr Einfluss nehmen zu
können. Aber das sehe ich gewiss
nicht kommen.

Sie sind in der Vergangenheit nicht
als Anhängerin des Gesundheits-
fonds aufgefallen, an dessen Ausge-
staltung Sie nun beteiligt sind.
Bleiben sie eine Kritikerin?

Ich halte den Gesundheits-
fonds nach wie vor für falsch. Ich
sehe nur keine politischen Mehr-
heiten, um etwas zu ändern. Des-
wegen ist es nun wichtig, alles da-
für zu tun, dass die Kassen mit
dem Fonds leben können. Dazu
gehört vor allem, dass der Ge-
sundheitsfonds für das Jahr 2009
auch wie versprochen alle Kosten
abdeckt. Denn wenn er zu knapp
bemessen wird, dann müssen die
Kassen einen Zusatzbeitrag erhe-
ben. Da jede Kasse das aber ver-
hindern will, wird es dann einen
enormen Spardruck geben. 

Wie hoch wird denn der einheitli-
che Beitragssatz sein, der erstmals
im Herbst von der Bundesregie-
rung festgelegt wird?

Ich sagte ja bereits, dass wir an
der Schätzung des Satzes mit be-
teiligt sind. Daher möchte ich hier
nicht spekulieren. Ich befürchte
jedoch, dass der Satz deutlich über
dem heutigen Niveau liegt, wenn
das wahr wird, was derzeit zum
Beispiel von der Ministerin den
Ärzten und Kliniken versprochen
wird. Mich wundern diese Ankün-
digungen. Es geht schließlich um
das Geld der Versicherten, die
dann höhere Beiträge zahlen müs-
sen. Zusätzliche Finanzmittel ma-
chen doch nur Sinn, wenn so tat-
sächlich die Versorgung der Pa-
tienten verbessert wird. Aber der-
zeit wird vielfach über Probleme
geredet, die es nach unseren Zah-
len gar nicht gibt. 

Nennen Sie Beispiele! 

Nehmen wir die Krankenhäu-
ser. Den immer wieder beklagten
Investitionsstau gibt es tatsäch-
lich, aber da sind die Länder in der
Pflicht. Diese haben ihre Mittel
immer weiter zurückgefahren. Die
Krankenkassen sind nicht dazu
da, das auszugleichen. Und die
Behauptung, immer weniger Pfle-
gekräfte müssten sich um immer
mehr Patienten kümmern, stimmt
auch nicht. Das geben unsere Zah-
len nicht her. Häufig mangelt es
hier an der Organisation, was
letztlich Pflegekräfte und Patien-
ten ausbaden müssen.

Wie sieht es mit den Forderungen
der Ärzte aus? 

Die niedergelassenen Ärzte in
Deutschland erhalten allein aus
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung im Westen im Schnitt
84 464 Euro und im Osten 86 091
Euro – nach Abzug von Kosten und
vor Steuern. Hinzu kommen noch
die Einnahmen von den Privatver-
sicherten, dann kommen sie im
Durchschnitt auf über 120 000.
Das ist kein schlechtes Einkom-
men. Dabei muss noch berück-
sichtigt werden, dass seit Beginn
der 90er Jahre die Zahl der Ärzte

um 30 Prozent gestiegen ist. Übri-
gens: Damals haben wir nicht von
Ärztemangel gesprochen, sondern
von Ärzteschwemme! Also, ich
sehe im Moment nicht, dass hier
mehr Geld hineinfließen muss. 

Aber Tatsache ist doch, dass das
Geld sehr ungleich zwischen den
einzelnen Ärztegruppen verteilt ist.

Richtig. Daher werden wir bei
den anstehenden Verhandlungen
darauf drängen, dass die Gelder so
verteilt werden, dass die Versor-
gung der Patienten verbessert
wird. Aber ich will den Verhand-
lungen nicht vorgreifen. Klar ist,
dass man das Verteilungsproblem
zwischen den Ärzten nicht da-
durch lösen kann, dass man ein-
fach von den Beitragszahlern
mehr Geld einfordert und nach
den selben Mechanismen unter
den Ärzten verteilt. 

Wenn wir von Umverteilung spre-
chen, müssen wir auch vom Ärzte-
mangel im Osten sprechen. Welche
Lösung haben Sie dafür?

Die Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit haben gezeigt, dass fi-
nanzielle Anreize wie Umsatzga-
rantien nicht wirken, um Medizi-
ner in unterversorgte Regionen zu
locken. Wenn ein Arzt zum Bei-
spiel keine passende Schule für
seine Kinder findet, dann werden
wir ihn auch mit mehr Geld nicht
überzeugen. Das Problem haben
wir in ländlichen Regionen im
Westen auch.

Sie sind ratlos, wie das Problem zu
lösen ist?

Ratlos nicht, aber es sind Din-
ge, die nicht allein in unserer
Macht stehen.

Müssen wir befürchten, dass es
beim Start des Gesundheitsfonds
zum 1. Januar 2009 ein ähnliches
Chaos gibt wie bei der Einführung
der Praxisgebühr Anfang 2004?

Für die Kassen ist die Zeit für
die Vorbereitung äußerst knapp,
aber das ist gerade noch be-
herrschbar. Auch die technische
Umsetzung des Fonds durch das
Bundesversicherungsamt dürfte
keine Probleme machen. Aber ich
gehe schon davon aus, dass der
Gesundheitsfonds, wenn er dann
da ist, bei den Versicherten und
den Arbeitgebern große Irritatio-
nen auslösen wird. Denn kaum je-
mand hat doch bisher wirklich
realisiert, was da auf uns zu
kommt.

Das Gespräch führten Daniel Bau-
mann und Timot Szent-Ivanyi.

„Es wird einen enormen Spardruck geben“
Die Chefin des neuen Kassen-Spitzenverbandes über ihre Arbeit, Arzthonorare und Beitragssätze 
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Doris Pfeiffer wurde 2007 zur Vor-
standsvorsitzenden des neuen
GKV-Spitzenverbandes gewählt. Zu-
vor leitete die 48-jährige Ökonomin
den Verband der Angestellten-Kran-
kenkassen.

Der Spitzenverband nimmt heute
seine Arbeit auf. Von den bisheri-
gen Verbänden von AOK, BKK, IKK
und Ersatzkassen übernimmt er auf
Bundesebene alle gesetzlichen Auf-
gaben, zum Beispiel die Verhand-
lungen mit Ärzten und Kliniken.

Zur Person 

Die hohen Kosten für Kraftstoffe und Energie
verteuern auch den Transport von Gütern zu
Lande und zu Wasser. Die Preise von Verkehrs-
und Logistikanbietern für den Frachtumschlag
erhöhten sich in den ersten drei Monaten die-
ses Jahres um 4,6 Prozent, teilte das Statistische

Bundesamt mit. Der Gütertransport auf der
Straße wurde um 3,0 Prozent teurer, auf der
Schiene zogen die Preise um 4,5 Prozent an. Bei
der See- und Küstenschifffahrt gab es sogar ein
Plus von 8,7 Prozent. Die Preise für Rohöl und
Treibstoffe wie Benzin und Diesel sind seit Mo-

naten auf Rekordjagd. „Gerade bei Spediteuren
macht Diesel einen hohen Anteil der Kosten
aus“, sagte der Referatsleiter für Preisstatik, Pe-
ter Roemer. Inwieweit die gestiegenen Kosten
weitergegeben werden könnten, hänge von
den jeweiligen Verträgen der Spediteure ab.

A P / F O C K E  S T R A N G M A N N

Transport zu Wasser und zu Land wird teurer

B E R L I N E R  Z E I T U N G / M A R K U S  W Ä C H T E R

Werktagtarife, Stand: 30. Juni 2008. Nur Anbieter mit Tarifan-
sage (ohne Anmeldung). Die angegebenen Tarife für Ortsge-
spräche gelten für Berlin. Achtung: Die Anbieter wechseln ihre
Tarife zum Teil sehr kurzfristig. Dies ist ein Internet-Service
von „berlinonline.de“ und„billiger-telefonieren.de“. Alle Anga-
ben sind ohne Gewähr! 

UHRZEIT PREIS/min VORWAHL ANBIETER

Ortsgespräche
0–7 Uhr 1,49 Cent 01079 Star79
7–8 Uhr 1,70 Cent 010040 010040
8–9 Uhr 1,79 Cent 01079 Star 79
9–18 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
18–19 Uhr 1,70 Cent 010040 010040
19–24 Uhr 1,49 Cent 01079 Star 79

Ferngespräche innerhalb Deutschlands
0–9 Uhr 1,44 Cent 01067 01067
9–12 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
12–15 Uhr 1,44 Cent 01027 01027
15–18 Uhr 1,68 Cent 01086 One Tel
18–19 Uhr 1,39 Cent 01067 01067
19–24 Uhr 1,44 Cent 01067 01067

Inlandsgespräche vom Festnetz zum Handy
0–24 Uhr 8,90 Cent 01029 01029

9,30 Cent 010040 010040

Auslandsgespräche ins Festnetz
Polen 1,55 Cent 01054 01054
Spanien 1,49 Cent 01027 01027
Türkei 2,55 Cent 010029 Telemedia
USA 1,09 Cent 010029 Telemedia
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Leitzins-Entwicklung in der Euro-Zone
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